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6. Wahlperiode 


Drucksache Vl/1887 


Der Bundesminister Bonn, den 25. Februar 1971 

für Bildung und Wissensdiaft 

II B 1 -4513-21 -9/71 


An den Präsidenten 
des Deutsdien Bundestages 


Betr.: Wohnheimbau für Studenten 


Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Probst, Dr. Mar- 
tin, Dr. Hubrig, Dr. Riedl (Mündien), Gerladi 
(Obemau), Dr. Sdineider (Nürnberg), Roser, Niegel, 
Dr. Hermesdorf (Sdileiden), Pfeifer, Röbner, Geisen- 
bofer und Genossen 
- Drucksadle VI/1829 - 


Die Kleine Anfrage beantworte idi nach Abstimmung mit den 
Bundesministerien der Finanzen, für Städtebau und Wohnungs- 
wesen sowie für Jugend, Familie und Gesundheit wie folgt: 


1. Trifft es zu, daß die Arbeitsgruppe „Studentenwohnheimbau" 
bisher nur zweimal getagt hat? 

Sitzungen der vom Planungsaussdiuß für den Hochsdiulbau am 
29, Juli 1970 eingesetzten Arbeitsgruppe Student enwohnraum- 
bau haben am 8. Oktober und am 26. November 1970 statt- 
gefunden. 


2. Ist die Bundesregierung in der Lage und bereit, die Ergebnisse 
dieser beiden Sitzungen mitzuteilen? 

In der konstituierenden Sitzung am 8. Oktober 1970 hat eine 
erste Aussprache über einen vom Bundesministerium für Bil- 
dung uiid Wissenschaft vorgeschlagenen Themenkatalog statt- 
gefunden (künftige Rechtsgrundlagen, Prioritätenbildung, Bau- 
ausführungsarten, Kostenrichtwerte, Möglichkeiten und Gren- 
zen für Eigenleistungen der Träger, Verhältnis von Zuschuß- 
und Darlehnsfinanzierung durch die öffentliche Hand, Bau- und 
Bewirtschaftungsträger, Rationalisierungsmaßnahmen, Finanz- 
planungsüberlegungen) . 

Im Anschluß hieran wurden die Länder um Angabe der von 
ihnen in der mittelfristigen Finanzplanung oder in Überlegun- 
gen der zuständigen Ressorts für die einzelnen Jahre bis 1975 
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vorgesehenen Baukostenzuschüsse, sonstigen Zuschüsse und 
Darlehen gebeten. Die Erhebung steht kurz vor dem Abschluß. 

Wegen der unterschiedlichen Verhältnisse im Bereich des Stu- 
dentenwohnraumbaus in den einzelnen Ländern erwies es sich 
als zweckmäßig, entsprechend einem Beschluß des Planungsaus- 
schusses für den Hochschulbau vom 21. Oktober 1970 zur Sit- 
zung am 26. November 1970 Vertreter aller Länder einzuladen. 
Auf breiterer Basis konnte so der Erfahrungsaustausch fort- 
gesetzt werden. 

Erörterungen über die örtliche Verteilung der vorhandenen und 
der zu schaffenden Wohnheimplätze für Studenten wurden zu- 
nächst zurückgestellt, weil gleichzeitig der Planungsausschuß 
für den Hochschulbau Zielvorstellungen zur länderweisen Auf- 
gliederung der Studentenzahl im Jahre 1975 erarbeitete. Außer- 
dem wurde im Wissenschaftsrat bei der Vorbereitung der Emp- 
fehlungen zum ersten Rahmenplan nach dem Hochschulbauför- 
derungsgesetz die Aufteilung der voraussichtlichen Studenten- 
zahlen 1975 auf bestehende oder zu planende Gesamthochschul- 
bereiche durchgeführt. 

Daher standen in der Arbeitsgruppe zunächst Rechts- und Ver- 
fahrensfragen im Vordergrund, zumal eine Reihe von Ländern 
Angaben zur mittelfristigen Finanzplanung noch nicht hatte vor- 
legen können. 


3. Treffen Informationen zu, wonach für den 17. Dezember 1970 
eine dritte Sitzung der Arbeitsgruppe „Wohnheimbau" vorge- 
sehen war, aber abgesagt wurde? Wer hat diese Absage gege- 
benenfalls veranlaßt und aus welchen Gründen? 

Das Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft hat einen 
für den 17. Dezember 1970 vorgesehenen Sitzungstermin aus 
folgenden Gründen abgesagt: 

In der Arbeitsgruppe hatten vor allem verschiedene Länderver- 
treter auf die rechtlichen, sich auch auf die Zeitplanung aus wir- 
kenden Schwierigkeiten hingewiesen, die mit einer förmlichen 
Einbeziehung des Student enwohnraumb aus in die Gemein- 
schaftsaufgabe Hochschulbau verbunden wären. Außerdem be- 
fürchteten zwei der vier Ländermitglieder der Arbeitsgruppe, 
daß bei einer förmlichen Einbeziehung des Studentenwohnraum- 
baus in die Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau die Privatini- 
tiative „freier Träger" von Studentenwohnheimen stark nach- 
lassen könnte. 

Nach eingehender Beratung kam auch die Bundesregierung zu 
der Überzeugung, daß eine bessere Abstimmung zwischen Hoch- 
schulbau und Studentenwohnraumbau auch ohne förmliche Ein- 
beziehung in die Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau gelingen 
könne, wenn unter Mitarbeit des Planungsausschusses für den 
Hochschulbau auf die einzelnen Hochschulstandorte bezogene 
Zielvorstellungen entwickelt würden, die von den Annahmen 
zum ersten Rahmenplan nach dem Hochschulbauförderungsge- 
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setz über die Entwicklung der Studentenzahlen ausgehen; die 
darauf aufbauenden Finanzierungsmaßnahmen brauchten dann 
nicht im Verfahren der Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau ab- 
gewickelt zu werden. 

Da der vom Planungsausschuß für den Hochschulbau der Ar- 
beitsgruppe erteilte Auftrag sich nur darauf erstreckte, „die 
Voraussetzungen für eine Einbeziehung von Vorhaben des 
Studentenwohnraumbaus in die Gemeinschaftsaufgabe Hoch- 
schulbau zu prüfen", war für die Diskussion der neuen Vor- 
stellungen ein erweitertes Mandat des Planungsausschusses für 
den Hochschulbau erforderlich. 

Dessen nächste Sitzung, die zur Zeit der Absage der Arbeits- 
gruppensitzung auf den 15. Januar 1971 angesetzt war, ist - 
was seinerzeit nicht vorhersehbar war - inzwischen auf den 
2. März 1971 verlegt worden; ein entsprechender Beschlußvor- 
schlag ist an die Länder versandt worden. 


4. Wann soll die nächste Sitzung dieser Arbeitsgruppe stattfinden? 
Aus welchem Grund soll die Arbeitsgruppe gegebenenfalls nicht 
mehr zusammentreten und wie gedenkt die Bundesregierung in 
diesem Fall zur Lösung der Wohnsituation der Studenten beizu- 
tragen? 


Die nächste Sitzung der Arbeitsgruppe Studentenwohnraumbau 
findet am 17. März 1971 statt. Die Einladungsschreiben sind 
bereits versandt worden. 


Leussink 
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